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Antrag 

der Abgeordneten Doris Odendahl, Josef Vosen, Eckart Kuhlwein, Wolf-Michael 
Catenhusen, Holger Bartsch, Edelgard Bulmahn, Ursula Burchardt, Dr. Peter 
Eckardt, Dr. Konrad Eimer, Evelin Fischer (Gräfenhainichen), Lothar Fischer 
(Homburg), Stephan Hilsberg, Ilse Janz, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübler, 
Siegmar Mosdorf, Dr. Helga Otto, Günter Rixe, Ursula Schmidt (Aachen), Bodo 
Seidenthal, Siegfried Vergin, Gert Weisskirchen (Wiesloch), Hildegard Wester, Inge 
Wettig-Danielmeier, Dr. Peter Struck, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Stärkung der Wissenschafts- und Forschungslandschaft in den neuen Ländern und 
im geeinten Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundes- 
tag bis Ende Mai 1992 einen Bericht vorzulegen, in dem die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrats zu Hochschulen, Wissen- 
schaft und Forschung in den neuen Ländern zusammengefaßt, das 
Verfahren und die zugrundeliegenden Annahmen und Wertun- 
gen des Wissenschaftsrats und seiner Arbeitsgruppen bewertet, 
der bisherige Stand der Umsetzung und die damit verbundenen 
Entscheidungen von Bund und Ländern sowie die durch Bund 
und Länder geplanten weiteren Maßnahmen zur Umsetzung die- 
ser Empfehlungen unter Einschluß des Mittel- und des Zeitbe- 
darfs dargestellt werden. 

Weiter wird die Bundesregierung aufgefordert, dem Deutschen 
Bundestag zu berichten, wie und bis wann sie der gutachtlichen 
Stellungnahme des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
vom 25. September 1991 zu Einzelplan 31 (Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft) des Haushaltsentwurfs 1992 ent- 
spricht: In Zusammenarbeit mit den Ländern sollen danach die 
notwendigen flächen- und studienbezogenen Grundlagen für den 
Aus- und Neubau von Hochschulen in den alten und neuen 
Ländern ermittelt und eine Kostenprognose erstellt werden. In 
diesem Zusammenhang wird die Bundesregierung aufgefordert, 
dem Deutschen Bundestag zu berichten, ob die bisherigen zeitlich 
befristeten Sonderprogramme und der Bundesansatz von 1,6 Mrd. 
DM im Haushalt 1992 für die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und 
Neubau von Hochschulen" künftigen Anforderungen an die Lei- 
stungsfähigkeit der neuen gesamtdeutschen Hochschul- und Wis- 
senschaftslandschaft, den steigenden Studentenzahlen, dem 
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Nachholbedarf in den neuen Ländern und der Notwendigkeit zum 
Abbau entstandener Überlast sowie der notwendigen Internatio- 
nalisierung im Hinblick auf den Europäischen Binnenmarkt und 
weltweite Entwicklungen genügen, und ob sie die erforderlichen 
Mittel für den Hochschulbereich im Haushaltsentwurf 1993 für 
den Einzelplan 31 zur Verfügung stellen wird. 

Weiter wird die Bundesregierung aufgefordert, dem Deutschen 
Bundestag zu berichten, ob und wie sie die für den Einzelplan 30 
(Bundesministerium für Forschung und Technologie) durch den 
Beschluß des Ausschusses für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung vom 12. Juni 1991 bereits für 1992 gefor- 
derten, aber nicht eingestellten Mittel für die Forschungseinrich- 
tungen in den neuen Ländern im Haushaltsentwurf 1993 für den 
Einzelplan 30 zur Verfügung stellen wird. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die parlamentarische Beratung der Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrats, des Standes ihrer Umsetzung und der weiteren Pla- 
nungen zur Umsetzung ist notwendig, da sie - mit erheblichem 
Mittelaufwand - dazu dienen soll, den demokratischen Neuauf- 
bau der Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen in den neuen Ländern voranzutreiben. Die Herstellung 
der Einheit und die Verbesserung der Qualität von Wissenschaft 
und Forschung im geeinten Deutschland sind zentrale staatliche 
Aufgaben von Ländern und Bund im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten. Eine isolierte Bestandsaufnahme und ein Neu- 
aufbau der Hochschul-, Wissenschafts- und Forschungseinrich- 
tungen in den neuen Ländern, losgelöst von den Strukturen, 
Stärken wie Schwächen der entsprechenden Einrichtungen in den 
alten Ländern sowie vom Bedarf der Regionen an Beiträgen von 
Wissenschaft und Forschung für ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung, wird gesamtstaatlichen Zielen und Ver- 
pflichtungen, die sich aus der Einheitlichkeit der Lebens- und 
Arb eits Verhältnisse und den sich wandelnden und steigenden 
Anforderungen ergeben, nicht gerecht. Hierzu ist eine die 
gesamte Hochschul- und Wissenschaftslandschaft der Bundesre- 
publik Deutschland einbeziehende Hochschul- und Forschungs- 
entwicklungsplanung erforderlich. 

Weiter stellt der Deutsche Bundestag fest: 

Dem Wissenschaftsrat und seinen Arbeitsgruppen ist für seine 
voraussichtlich Anfang 1992 abgeschlossene Beratungstätigkeit 
für erste hochschul- und forschungspolitische Weichenstellungen 
in den neuen Bundesländern zu danken. Bereits im Juli 1990 hat 
er erste Empfehlungen für die Weiterentwicklung von Wissen- 
schaft und Forschung auf dem Weg zur deutschen Einheit vorge- 
legt. Auf Bitten der Regierung der ehemaligen DDR sowie des 
Bundes und der Länder hat er Ausschüsse und Arbeitsgruppen 
eingesetzt, die sich seither der Aufgabe angenommen haben, auf 
der Grundlage einer umfassenden Bestandsaufnahme Empfeh- 
lungen zu erarbeiten, die geeignet sein sollen, den Wandel zu 
einer plurahstischen Organisation von Wissenschaft und For- 
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schung voranzutreiben. Gemäß Artikel 38 Abs. 1 des Einigungs- 
vertrages soll der Wissenschaftsrat die in den neuen Ländern 
öffentlich getragenen Einrichtungen von (außeruniversitärer) Wis- 
senschaft und Forschung begutachten. Die Bundesregierung soll 
mit den Ländern Vereinbarungen gemäß Artikel 91b GG treffen, 
damit Bildungsplanung und die Förderung von Einrichtungen und 
Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von überregionaler 
Bedeutung auf die neuen Länder erstreckt werden. Bund und 
Länder waren aufgefordert, bis zur im Einigungsvertrag für den 
31. Dezember 1991 beschlossenen Auflösung der alten Akademie 
der Wissenschaften und vergleichbarer Einrichtungen die Struk- 
turen einer neuen Forschungslandschaft in den neuen Ländern zu 
schaffen und einen reibungslosen Übergang der positiv begutach- 
teten Forschungseinrichtungen und Wissenschaftlerteams in neue 
Strukturen zu ermöglichen. 

Die parlamentarische Beratung der Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrats muß rasch erfolgen, da es von ihrer Umsetzung mit 
davon abhängt, ob die personelle Erneuerung im Hochschul- und 
Wissenschaftsbereich gemäß Artikel 38 Abs. 3 Einigungsvertrag 
sowie Erneuerungsprogramm für Hochschule und Forschung in 
den neuen Ländern vom 24. Mai 1991 gelingt und da die Umset- 
zung auch aus sozialen Gründen keinen Aufschub duldet. 

Aufgrund der Zusammensetzung des Wissenschaftsrats, seiner 
wissenschaftlichen Kommission wie der Verwaltungskommission 
und seiner Arbeitsgruppen besteht in der Öffentlichkeit vielfach 
Unklarheit über den Charakter seiner Empfehlungen. Hinzu 
kommt, daß die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Umsetzung 
der Empfehlungen des Wissenschaftsrats für die Hochschulen und 
die außeruniversitäre Forschung schwerwiegende Defizite auf- 
weisen, die die Startchancen der neu gegründeten Einrichtungen 
beeinträchtigen und Tausenden von Wissenschaftlern keine 
Zukunftsperspektiven eröffnen. 

Es ist Aufgabe der Parlamente in den Ländern und im Bund, im 
Rahmen ihrer Haushalts- und Kontrollrechte an der Entschei- 
dungsfindung zur Umsetzung der Empfehlungen mitzuwirken. 
Hierzu ist eine umfassende Darstellung der Verfahren, zugrunde- 
liegenden Annahmen und Wertungen und geplanten Umset- 
zungsschritte erforderlich, auch wenn es sich nach den Vorstel- 
lungen des Wissenschaftsrats bei den bis Anfang 1992 erarbeite- 
ten Empfehlungen um eine erste Phase handelt, die das Ziel hat, 
das notwendige Minimum zu schaffen. 

Die bisher durchgeführten Anhörungen im Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft und im Ausschuß für Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung sowie die diesen Ausschüssen 
von der Bundesregierung vorgelegten Berichte reichen nicht aus, 
um im Deutschen Bundestag die notwendigen Konsequenzen für 
die Umsetzung der Empfehlungen des Wissenschaftsrats zu zie- 
hen. Dies schließt auch die notwendigen haushaltsrechtlichen 
Maßnahmen ein. 

Bonn, den 22. Januar 1992 
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